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PIE PLANUNGSZELLE

Die Planungszelle - Eine Perspektive
für die Demokratiel

Peter C. Dienel

1 Der Zustand
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Die Demokratie hat's schwer. Sie ist die ,,Herrschaft des Volkes", des Bürgers. Er ist der
Souverän, der Veranstalter des Staates. Aber rund 90% unserer Bürgerinnen und Bürger
haben das Gefiihl, dass sie, bei Licht betrachtet, politisch überflüssig sind.

Das Gefiihl besteht zu Recht. Unsere demokratischePolitik ist für diese Menschen,
funktional gesehen, ein Teil derUnterhaltungsindustrie. Nicht erst, wenn man dieGlotze
anmacht, nimmt man das wahr. Und nicht erst im sog. Wahlkampfwerden wir so behan­
delt. Wie denn auch könnten wir "einfachen Menschen" die Bürgerrolle anders erfahren,
und zwar unmittelbar? - Eigentlich ließe sich das machen, jedenfalls denken. Wir müss­
ten nur förmlich Einfluss auf die Klärung einiger der großen Probleme unserer Gesell­
schaft nehmen können, und das allerdings mit begründeter Aussicht auf Wirkung. Be­
kanntlich ist das plebiszitär schlecht zu machen. Es wäre nicht gut, dass immer mehr
Menschen, immer häufiger, über immer mehr Probleme mitentscheiden, von denen sie
zu wenig oder gar nichts wissen oder verstehen. So können denn nur Berufsbürger (be­
stimmte Beamte, Abgeordnete. Vorsitzende eines Verbandesusw.) etwas von deruns zu­
gesagten Bürgerrolle wahrnehmen. - Und wir?

2 Die Chance

Ein solches Mitwirken ist heute möglich, fiir alle. Es gibt seit einiger Zeit eine Innovat­
ion, die dieses unwahrscheinliche Gebrauchtwerden erlaubt, närnIich ein aufgabenorien­
tiertes, zeitlich genau befristetes Tätigwerden an einem konkreten, zur politischen Lö­
sung anstehenden Problem für jedermann und -frau.

(Mittlerweile liegen Bürgergutachten zu verschiedensten Bereichen vor: Stadt­
planung, Wohnungs- und Siedlungswesen, VerkehrIEnergie, Umweltpolitik, Sozial-

Eine Kurzbeschreibung der Planungszelle löst erfahrungsgeJi.1äß mehr Rückfragen aus, als
so beantwortet werden könnten. Es ist daher hilfreich, auf den Basistext zu verweisen, der
solcheEinwändeund Bedenken, wieauch dieaufregenden Mögüchkeiten, die dieses Verfah­
ren erschließt, geordnet abhandelt (vgI. DieneI1997).
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Kurzbeschreibung der Planungszelle
1. 25 mal X per Zufall ausgewählte Personen arbeiten eine Woche an einer konkreten

Problemstellung.
2. Sie werden von alltäglichen Verpflichtungen freigestellt und vergütet.
3. Experten und betroffene Verbände geben ihnen kontroverse Informationen.
4. Ständig wechselnde Kleingruppen garantieren ihnen faire Gesprächsituationen.
5. Ihre Empfehlungen werden als BUrgergutachten zusammengefaßt.

zu 1: DieTeilnehmerund Teilnehmerinnen werdenbeimEinwohnermeldeamtper Zufall
aus allen gemeldeten Personen ab 18 Jahren gezogen und in Gruppen von ca. 25 Per­
sonen zusammengefaßt. Es ergibt sich eine heterogene Zusammensetzung der Bürger­
gutachter, die durch alle Alterstufen und soziale Schichten geht und beide Geschlechter
gleichberechtigt beteiligt. Es gab schon Projekte bei denen 24 Planungszellen in ver­
schiedenen Städten der Bundesrepublik an der gleichen Aufgabenstellung gearbeitet
haben (ca. 600 BUrgergutachter). Bei den behandelten Fragen geht es um klar abge­
grenzte Probleme eines öffentlichen Auftraggebers. Der unabhängige Durchführungs­
träger (häufig die Forschungsstelle) arbeitet die Fragestellung für den BUrger auf.

zu 2: Damit alle Eingeladenen auch wirkliche Chancen zur Teilnahme besitzen, können
sie nach Bildungsurlaubsgesetz freigestellt werden, bzw. bekommen eine Vergütung
wenn sie ihren Jahresurlaub nehmen müssen oder Verdienstausfall haben. Gibt es
Haushaltsmitglieder die versorgt werden müssen, so wird eine Betreuung organisiert.

zu 3: Damit die Bürgergutachter das für ihre Empfehlungen notwendige Fachwissen be­
sitzen, werden sie zunächst von Experten informiert. Vertreterbetroffener Verbände be­
richten zusätzlich aus der Sicht ihrer Klientel. Die Informationseingabe wird von zwei
neutralen Prozeßbegleitem moderiert und von einem Tagungsassistentenunterstiltzt.

zu 4: Sicherung einer hinreichenden Informiertheit ist eine Grundvoraussetzung jeder
Beteiligung an einem Beratungs- und Bewertungsprozeß. Die meiste Zeit wird in Klein­
gruppen a5 Personen gearbeitet. Eine solche Arbeitssituation räumt dem Einzelnen tief­
gehende Ausdrucks-, IdentifIkations- und Mediationschancen ein. Die Diskussionen
zielen jeweils auf Bewertungen und Lösungsvorschläge.

zu 5: Die Bewertungen und Lösungsvorschläge dokumentieren sich aufder Individual-,
Kleingruppen- oderPlenarebeneund werden anschließend als ,,BUrgergutachten" zusam­
mengefaßt dem Auftraggeber übergeben. Die Teilnehmer haben ebenfalls Anspruch auf
ihr eigenes Exemplar des Gutachtens.(Quelle: http://www.uni-wuppertal.deJFBlIpla­
nung;szellelplanung;szelle.htm /22.5.2001)
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politik, Freizeit, Gesundheit, Infonnations- und Medienpolitik, Technikfolgenabschät­
zung (filr Detailinformationen siehe: http://www.uni-wuppertaLdeIFBlIplanungszel­
le/bgliste.htm».

Exakt das leistet der Politik-Baustein ,,Bürgergutachten durch Planungszellen"
(siehe S. Kasten S.I72). Die Berechtigung, dabei mitzumachen, wird dem Einzelnen
(Merkmal des Modells!) in einemgeordneten Zufallsverfahren zugesprochen. So werden
eines Tages Millionen von Menschen p. a. an einer als Ernstfall erkennbaren, gesell­
schaftlichen Entscheidungssituation partizipieren. Der genannte Baustein ist nämlich
massenhaft vennehrfachbar. Die Chance, die er bietet, tritt nicht als "Befragung" auf,
soziographisch selektiv und individuell vielleicht als belästigend empfunden. Sie nimmt
vielmehrdieFaszination, die von demErnstfall "Bürgerrolle"ausgehen könnte- und wie
wir inzwischen wissen: ausgeht - voll in Anspruch.

3 Bereits erprobt

In derErprobungsphase des Modells Planungszelle (PZ) haben - immer in Blöcken A25
Personen - bisher schon fast 7.000 (!) Erwachsene (voll vergütet und jeweils vier Tage
lang) mitgearbeitet. Diese noch neuartigen Dialog-Foren finden niemals isoliert, sondern
immer in Projekten statt, die - bei gleicher AufgabensteIlung - mehrere PZ'n umfassen,
mindestens 6 oder 8. aber auch schon bis zu 24. Dieseeinzelnen Foren arbeiten natürlich
mit den gleichen Infonnationseingaben. Demgemeinsamen Arbeitsprozess liegt nämlich
ein vorbereiteterAblaufplan zugrunde. Ergibt in speziellen Infonnationszeiten den Laien
an jedem Tag der PZ Gelegenheit, sich von allen betroffenen Seiten kundig machen zu
lassen. Mit der Freigabe einer bestimmten AufgabensteIlung ist ja auch deutlich gewor­
den, welche Informationen hier bereitgestellt werden müssen, d. h. welche Experten,
Interessenvertreter oder Betroffene in den PZ'n als Referenten gehört werden müssen.
Die bisherigen Versuche belegen eindrucksvoll, wie sehr dieser ,,Erlebnisurlaub auf
Staatskosten" (Münchner Merkur, 17.1.2001) die Menschen fasziniert. Die Teilnehmer
lernen denn auch - kein Pädagoge hatte das vennutet - extrem schnell. Jugendliche Pen­
ner, ältere Damen, Zahnärzte oder BerufsschUlerinnen, sie alle verwenden schon am
zweiten Arbeitstag den jeweils einschlägigen Jargon.

Ein solches Mitwirken hat weitere Effekte. Es belehrt z. B. die einzelnen Teilneh­
menden darüber, wie schwierig es ist, relevante Sachentscheidungen zu fällen, also zu
planen. Wenn man von draußen auf die Verwaltung schaut, sieht manches leichter aus.
Insofern liefert der Politik-Baustein PZ auch noch Nachschub filr das heute immer
knapper werdende öffentliche Gut "Systemvertrauen" (vgl. Dienel1996, S. 126 ff.). Vor
allem aber verhilft dieseplötzlich auftretendeund als spannend erlebteMitmachmöglich­
keit den Menschen endlich zu einer, von ihnen offenbar seit langem vermissten, Identität
als Bürger.
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4 Das Allgemeinwohl

Der wesentliche Unterschied zu anderen Beteiligungsverfahren besteht allerdings darin,
dass bei der Planungszelle die hier erarbeiteten Vorschläge deutlich am Gemeinwohl
orientiert sind. Dieüber dieEinwohner-Meldeämter im Zufall ausgewählten Laien lassen
in diesen vierTagen davon ab, die von ihnen mitgebrachten Eigeninteressen durchsetzen
zu wollen. Sie versuchen vielmehrengagiert, das herauszufinden, was bei derLösung des
vorgegebenen Problems wichtig für uns alle ist. Daraufhin sprechen sie sich gegenseitig
an - und das vor allem in den intimen Gesprächssituationen, für die in den PZ'n die
meiste Arbeitszeit aufgewendet wird. Die Teilnehmenden treten nämlich im Laufe eines
Tages immer wieder in Gruppen a5Personen zusammen, jedesmal (nach aushängendem
"GruppenfahrplanU) neu zusammengesetzt. Man ist so jeweils mit vier anderen zu­
sammen. Die Moderatoren (prozessbegleiter) oder zugezogenen Interessenvertreter
(Referenten) haben keinen Zutritt zu den Kleingruppen. Diese sind dann der Ort, an dem
- wie sich herausgestellt hat - die Teilnehmer ihre Meinung ändern. Sie bekennen sich
jetzt zum Gesamtinteresse. Die soziale Heterogenität derPZ mit ihren unterschiedlichen
Begegnungsmöglichkeiten kommt aber auch darüber hinaus voll zum Tragen. Sie wird
als interessant erlebt. Das ständige Umverteilen verhindert außerdem, dass sich hier so
etwas wie eine Meinungsführerschaft bildet.

5 Das Bürgergutachten

Die Empfehlungen, die die PZ-Teilnehmer unter sich absprechen oder die sich anschlie­
ßend eindeutig aus demÜberblick ihrer Meinungsäußerungen ergeben, werden als ,,Bür­
gergutachten" (BG) zusammengefasst. DieseLösungsvorschläge werden von derMantel­
bevölkerung (d. h. den nicht Teilnahmeberechtigten im Auswahlbezirk des Projektes) ­
auch angesichts von Widerständen - als neutral, als sozialverträglich und zukunftsfähig
akzeptiert. Jedem ist dabei deutlich, dass der Beteiligungsprozess, der ja von einem als
unabhängig erkennbaren Veranstalter durchgeführt wird, auch darüber hinaus keine Ei­
geninteressen produziert: Es gibt in derPZkeinen Aufstieg, keine Beförderung undkeine
Wiederwahl, überhaupt keine Gruppenzukunft, an der sich das Verhalten des Einzelnen
orientieren könnte. Planungszellen stellen aufdieseWeise Akzeptanz für sinnvolle Maß­
nahmen her, und zwar auch dann, wenn diese Maßnahmen nicht bei allen im Einzugs­
bereich beliebt sind. Die PZ-Ergebnisse, im BG zusammengefasst, werden danach von
der Politik und der Verwaltung gerne übernommen. So finden plötzlich auch Lösungs­
empfehlungen für weniger bekannte Langfristprobleme ihren Eingang in die Reali­
sierung. Die Demokratie hat wieder eine Perspektive.
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6 Das Handicap
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Bei der PZ geht es zwar um eine Innovation, die unterwegs ist zur Institutionalisierung
einernicht unwichtigen Ergänzung des politisch-administrativenSystemsunsererGesell­
schaft. Aber diese Gesellschaft "weiß" das noch gar nicht. Selbst deren einschlägige
Wissenschaften haben2 das noch nicht recht mitbekommen.

Der Entwurf ,.Planungszelle" ist schon seit mehr als drei Jahrzehnten am Markt.
Aus der Mitarbeit im Planungsstab der Staatskanzlei eines Bundeslandes hervorgegan­
gen, ist dieses Modell schon relativ früh auch publiziert worden (vgI. DieneI1971). Mit
seiner Zufallsauswahl wirkt es auf bestimmte Positionen im Steuerungssystem der Ge­
sellschaft allerdings verängstigend. Zufallsauswahl heißt ja: Ich selber bin vermutlich
nicht dabei' Das Modell spricht sich daher nur sehr langsam herum. So bleibt es zunächst
dem interessierten Einzelnen allein überlassen, sich in dieser Sache schlau zu machen.
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